Er 
Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— 


j Nr. 4.— 


— 


(Nr. 2142.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 31. Januar 1841. wegen der im Giro-Verkehr 
3 der Bank auf jeden Inhaber ausgeſtellten Anweiſungen. 


ur Erledigung der nach dem Berichte vom 17ten v. M. entſtandenen Zwei⸗ 
fel erklaͤre Ich, daß die Bank, welche durch das Reglement vom 29. Okto⸗ 
ber 1766. zugleich als Giro⸗Bank gegründet worden iſt, auf jeden Inhaber 
ausgeſtellte Anweiſungen der Giro Intereſſenten auf deren Guthaben im Giro 
zu akzeptiren befugt ſein ſoll, und ſetze zugleich feſt, daß die $$. 1295. und 1296. 
Titel 8. Theil 2. des Allgemeinen Landrechts und die darauf beruhende Be⸗ 
ſtimmung im F. 40. Titel 30. der Allgemeinen Gerichtsordnung über vor eroͤff⸗ 
netem Konkurſe akzeptirte und nicht bezahlte Aſſignationen, auf dieſe Papiere 
keine Anwendung finden ſollen. Zur Erleichterung des Giroverkehrs will Ich 
den diesfaͤlligen Anweiſungen die Stempelfreiheit bewilligen. Das Staats- 
Miniſterium hat dieſe Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

1 


Berlin, den 31. Januar 1841. N 8 N 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2143.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. Februar 18Al., betreffend die Elementar-Er⸗ 
hebung der Klaſſen- und Gewerbeſteuer in den weſtlichen Provinzen. 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums vom 18. v. M. beſtaͤtige Ich die, in 
den weſtlichen Provinzen vorgefundene und auf den Grund des F. 3. des Ge⸗ 
etzes vom 30. Mai 1820. uͤber die Einrichtung des Abgabenweſens und des 
6. litt. c. des Geſetzes wegen Einführung der Klaſſenſteuer, beibehaltene Ein⸗ 
richtung der Elementar-Rezepturen der direkten Steuern dahin, daß auch ferner 
ie Erhebung der Klaſſen- und Gewerbeſteuer durch die von den Regierungen 
ernannten Empfaͤnger der Grundſteuern bewirkt werden ſoll, und entbinde dem⸗ 
gemäß die Kommunen in den gedachten Provinzen von der ihnen in dem $. 7. 
uͤber die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820., in dem . 9. des 
Klaſſenſtever⸗Geſetes und in dem $. 34. litt. a. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes auf⸗ 


erlegten Verpflichtung zur ortlichen Erhebung der Grund-, Klaſſen- und Ge⸗ 
Jahrgang 1881. (Ir. 21422144) 5 werbe⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin am 13. März 1841.) 


werbeſteuer und der damit verbundenen Beſtellung und Vertretung der Orts⸗ 
Erheber. Von den fuͤr die Veranlagung und 3 der Klaſſen⸗ und Ge⸗ 
werbeſteuer in den eben erwähnten Geſetzen ausgeſetzten vier Prozent von der 
Einnahme ſollen in der Regel die Steuerempfaͤnger drei Prozent fuͤr die Erhe⸗ 
bung, und die Gemeinen ein Prozent fuͤr das ihnen auch fernerhin obliegende 
Veranlagungsgeſchaͤft erhalten. Der Finanzminiſter ſoll jedoch eng ſeyn, wo 
die Verhaͤltniſſe es geſtatten, ausnahmsweiſe den Gemeinen eine gr ßere Quote 
dieſer vier Prozent zu uͤberweiſen. Das taatsminiſterium hat dieſen Meinen 
Erlaß durch die Geſetzſammlung und die Amtsblaͤtter der betreffenden Regierun⸗ 
gen zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. . 
Berlin, den 6. Februar 1841. a ; 

| Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Ir. 2144.) Beſtätigungs⸗Urkunde für die Bonn⸗Kölner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. Bom 11. Fe⸗ 
bruar 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


ee Wir bereits durch Unſere Order vom 6. Juli v. J. zur Ans 
lage einer Eiſenbahn von Bonn nach Koͤln Unſere landesherrliche Zuſtimmung 
ertheilt haben, wollen Wir die Geſellſchaft, welche nach der anliegenden Nota⸗ 
rial⸗Urkunde vom 27. September v. J. zur Erbauung und Benutzung dieſer 
Eiſenbahn unter dem Namen „Bonn⸗Koͤlner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft“ mit dem 
nach den weiteren Ermittelungen fuͤr erforderlich erachteten Grundkapitale von 
876,000 Thalern zuſammengetreten iſt, nach der Beſtimmung des Art. 37. des 
Handelsgeſetzbuchs Unſerer Rheinprovinz, als eine anonyme Geſellſchaft hiermit 
beftätigen, und das in jener Notarial⸗ Urkunde enthaltene Statut ſammt den 
danach vereinbarten tranſitoriſchen Beſtimmungen hierdurch genehmigen, jedoch 
mit der Maaßgabe: 
zu F. 3. des Statuts, daß in Betreff der Fortfuͤhrung der Bahn bis an 
den Fuß des Siebengebirges Unſere Entſcheidung vorbehalten bleibt, bis 
dieſe Ausdehnung des Unternehmens nach den beſtehenden allgemeinen 
Anordnungen zur Beſchlußnahme vorbereitet ſein wird, und daß zur Feſt⸗ 
ftellung des Projekts für die Ausmündung der Bahn und die Anlage 
des Bahnhofes bei Bonn die beſondere Genehmigung Unſeres Finanz⸗ 
— Miniſters erforderlich ſein ſoll, 
o wie N 
zu $. 7. des Statuts, daß die Betheiligung bei anderen Eiſenbahnunter⸗ 
nehmungen nur nach vorgaͤngiger Zuſtimmung Unſeres Finanzminiſters 
erfolgen darf. Da 
Die gegenwärtige Beſtaͤtigung und Genehmigung ſoll in Verbindung 
mit Unſerer vorerwaͤhnten Order vom 6. Juli v. J. nebſt dem Statute und 
den 


Pe 
—.— tranſitoriſchen Beſtimmungen durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht 
en. 
Gegeben zu Berlin, den 11. Februar 1841. | 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. 


Nis dem Antrage des Staatsminiſteriums vom 16ten v. M. will Ich dem 
eingeleiteten Unternehmen einer Eiſenbahnanlage von Bonn nach Koͤln durch 
eine Aktiengeſellſchaft mit einem Grundkapitale von 750,000 Rthlrn. hierdurch 
eine Zuſtimmung ertheilen und zugleich genehmigen, daß dieſe Eiſenbahn, nach 
erfolgter Beſtaͤtigung des Mir einzureichenden Geſellſchaftsſtatuts, in der vor⸗ 
geſchlagenen Richtung uͤber Bruͤhl durch den Feſtungsrayon nach Koͤln gefuͤhrt 
und durch eine Zweigbahn mit der von Koͤln nach Aachen fuͤhrenden Bahn 
verbunden werde. Die ſpezielle Feſtſetzung über die Einfuͤhrung der Bahn in 
den Feſtungsrayon von Koͤln bleibt vorbehalten. Auch beſtimme Ich hierdurch, 
daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 
1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber die Ex⸗ 
ptopriation, auf das obengedachte Unternehmen Anwendung finden ſollen. 


Sansſouci, den 6. Juli 1840. 5 Wilh 
a riedri ilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 5 0 


Statut 


der 


Bonn⸗Koͤlner Eiſenbahngeſellſchaft, 


berathen und beſchloſſen in der Generalverſammlung vom 21. und 27. Sept. 1840. 


Bildung, Zweck und Fonds der Geſellſchaft, 


F. 1. Unter dem Namen: 
Di „Bonn: Kölner Eiſenbahngeſellſchaft“ 
itt ein Aktienverein zuſammen, welcher die Erbauung und Benutzung einer 
Eisenbahn von Bonn nach Köln mit eventuellem Anſchluß an die ei 
ten moon (Köln⸗Aachener) zum Zweck hat, und zu den anonymen Geſelſſchaf⸗ 
Maaßgabe des 2 chen Handelsgeſetzbuches gehoͤrt. f 
zu Bonn as Domizil dieſer Geſellſchaft und der Sitz ihrer Verwaltung iſt 


(Nr. 21¹³9 2 8 b. 2. 
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$. 2. Die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate werden durch die 
ihr zu ertheilende Allerhoͤchſte Konzeſſion und durch das Geſetz uͤber Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. beſtimmt. 


Diejenigen Vorſchriften dieſes Geſetzes, welche die innere Einrichtung der 
Geſellſchaft betreffen, und wovon eine fakultative Abweichung nicht zu ift, 
find als integrirender Theil des gegenwärtigen Statuts zu betrachten, ohne an 
den betreffenden Stellen jedesmal wiederholt zu werden. 


Eben ſo iſt der Vorbehalt der Genehmigung des Staates bei allen Be⸗ 
ſchluͤſſen, welche derſelben bei ihrer Guͤltigkeit bedürfen, hier ein für allemal ſtill⸗ 
ſchweigend vorausgeſetzt. F 


Das bezogene Geſetz ſoll den, für die Aktionaͤre beſtimmten Abdruͤcken 
des Statuts beigedruckt werden. ’ 


$. 3. Die Richtungslinie der Bahn iſt im Weſentlichen folgende: 


Die Bahn beginnt zu Bonn, naͤhert ſich dem Vorgebirge bei Roisdorf, 
Bornheim und Bruͤhl, und geht von da in thunlichſt gerader Richtung nach 
Koͤln, wo ſie in der Stadt an einem Punkte ausmuͤndet, welcher nach den bis⸗ 
herigen Verhandlungen von der Staatsregierung feſtgeſetzt werden wird. 


Die Geſellſchaft iſt befugt, Zweigbahnen anzulegen: 


1) zum Anſchluſſe an die rheiniſche Eiſenbahn bei Koͤln; 
2) zum Anſchluß an den Rhein bei Bonn; 
3) zur Ausdehnung der Bahnlinie bis an den Fuß des Siebengebirges. 


Dieſe Anlagen ſollen jedoch nur in Folge eines beſonderen Beſchluſſes 
der Generalverſammlung und nach vorheriger Beſchaffung der dazu erforderlichen 
Geldmittel ausgefuͤhrt werden. 


F. 4. Die Geſellſchaft nimmt das Expropriationsrecht, zur Anlage einer 
Bahn mit doppeltem Gleiſe, in Anſpruch. Bei den Terrainacquifitionen iſt hier⸗ 
auf Ruͤckſicht zu nehmen; jedoch ſoll vorerſt nur eine einfache Bahn mit den 
noͤthigen Ausweichungen erbaut werden. 


$. 5. Die Spurweite muß identiſch jene der rheiniſchen Eiſenbahn fein. 


0 $. 6. Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung der Transportmittel 
eine noch beſſere und wohlfeilere Foͤrderung als auf Eiſenbahnen und mittelſt 
Lokomotiven möglich werden, fo kann die Geſellſchaft auch das neue Foͤrderungs⸗ 
mittel herſtellen und benutzen. 


$. 7. Die Geſellſchaft kann mit benachbarten Eiſenbahnunternehmern 
Vertraͤge uͤber gegenſeitige Benutzung ſchließen, oder ſich dabei betheiligen, auch 
Verbindungswege und Zweigbahnen anlegen, wenn dadurch das Intereſſe der 
Hauptbahn gefoͤrdert wird. 


Grund⸗ 


* 
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Grundkapital. f 


Fs. Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht in: achtmalhundertſechs⸗ 
undſiebenzigtauſend Thalern Preußiſch Kourant und zerfällt in: achttauſendſieben⸗ 
hundertundſechzig Aktien, jede zu Einhundert Thaler. 


$. 9. Der erſte Beidmner der Aktien bleibt für die Einzahlung nach 
Maaßgabe des $. 2. des bezogenen Geſetzes vom dritten November Eintauſend⸗ 
achthundertvierzig verhaftet. i fs 

Jedoch kann Niemand für mehr als den Nominalbetrag ſeiner Aktien in 
Anſpruch genommen werden, außer in dem Falle der verwirkten Konventional⸗ 
Strafe wegen Zahlungsverſaͤumniß (F. 12.) 


L. 10. Die Einzahlung geſchieht in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens 
zweien Monaten und in Raten 1 ee 2 8 85 nach einer dem Zah⸗ 
lungstermine zwei Monat vorhergehenden Öffentlichen Aufforderung Seitens der 
Direktion in den im F. 60. bezeichneten Zeitungen. . 

Bei der erſten Nl kommen die zu dem Unkoſtenfonds bereits 
gezahlten dreiviertel Prozent in Anrechnung. 


. 11. Die Einzahlungen erfolgen nach der Wahl der Aktionaͤre, in 
7 oder Koͤln an die von der Direktion naͤher bezeichnet werdenden Em⸗ 
pfaͤnger. f 


. 12. Die Aktionaͤre, welche binnen der angekuͤndigten Friſt von zwei 
Monaten die Zahlungen der ausgeſchriebenen Raten nicht leiſten, haben eine 
Konventionalſtrafe von zehn Prozent von dieſer Rate zum Vortheil der Geſell⸗ 
ſchaft verwirkt. N 

Erfolgt die Zahlung aber binnen einem ferneren Monate (alſo binnen 
drei Monaten von der erſten Aufforderung) nicht, ſo iſt die Konventionalſtrafe 
verdoppelt, und ſteht der Direktion außerdem das Kecht zu, den vollen Nominal⸗ 
betrag der in Ruͤckſtand verbliebenen Aktien ein fuͤr allemal nebſt den Konven⸗ 
tionalſtrafen einzufordern, reſpektive durch alle Rechtsmittel einzutreiben. 


$. 13. Nach Einzahlung von vierzig Prozent hat die Direktion die 
Wahl zwiſchen denjenigen Maaßregeln, wozu die Geſellſchaft Are bezogene 
Geſes . 2. berechtigt iſt. Ferner ſoll ihr auch alsdann das Recht zuſtehen, 
von einer begonnenen gerichtlichen Verfolgung des Zahlungsſaͤumigen in jeder 


Lage der Sache abzuſtehen, und die Kaduzität der betreffenden Aktien öffentlich 
zu erklaͤren. 8 


Namen 14. Ueber die Ratenzahlungen werden Partialquittungen, auf den 
amen lautend, ertheilt i 
ieſe Partialquittungen werden bei der naͤchſtfolgenden Zahlung gegen 


neue Quittu i i i . 
gewechſelt ngen, und bei der letzten Zahlung gegen die Aktiendokumente aus 


(Nr. 2144.) Dis 
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Bis dahin vertreten erſtere deren Stelle in jeder Hinſicht. 

Die Ratenzahlungen tragen Zinſen zu fünf Prozent, vom jedesmaligen 
feſtgeſetzten Zahlungstermine ab, weiche bei der letzten Ratenzahlung in Anrech⸗ 
nung kommen. 


$. 15. Nach erfolgter Vollauszahlung werden die Aktiendokumente unter 
fortlaufenden Nummern, auf den Inhaber lautend, und fuͤnf Prozent jaͤhrlicher 
Zinſen tragend, ausgefertigt und von drei Mitgliedern der Direktion unterſchrieben. 


f Wegen Ausfertigung der Zinskoupons und Dividendeſcheine erlaͤßt die 
Direktion ſeiner Zeit die erforderlichen Bekanntmachungen. 


$. 16. Die außer den Zinſen pro Aktie zu vertheilende jaͤhrliche Gewinn⸗ 
Dividende wird durch jedesmaligen Beſchluß der Generalverſammlung feſtgeſetzt. 


Amortiſationsverfahren. 


F. 17. Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Partialquittungen, 
Aktien, Zinskoupons oder Dividendefheine amortiſirt werden, ſo erlaͤßt die Di⸗ 
rektion auf Anſtehen der Betheiligten dreimal in Zwiſchenraͤumen von vier Mo⸗ 
naten eine oͤffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern oder die etwai⸗ 
gen Rechte daran geltend zu machen. 


Erfolgt hierüber kein genuͤgender Nachweis binnen zwei Monaten nach 
der letzten Aufforderung, ſo erklaͤrt die Direktion oͤffentlich die fehlenden Doku⸗ 
mente fuͤr nichtig und fertigt an deren Stelle, reſpektive mit dieſer Vormerkung, 
neue Dokumente aus. f 


Die Koſten des Amortiſationsverfahrens fallen dem nachſuchenden Aktio⸗ 
naͤre zu Laſt, welcher auch eine der Direktion genuͤgende Kaution waͤhrend fuͤnf 
Jahren zu leiſten hat. 


Reſervefonds. 


F. 18. Von dem jährlichen reinen Gewinn, welcher nach Berichtigung 
von fuͤnf Prozent Zinſen und ein Prozent Dividende, zuſammen ſechs Prozent, 
uͤbrig bleibt, wird der fuͤnfte Theil oder zwanzig Prozent zur Bildung eines 
Reſervefonds zurückgehalten. 


Die Verwendung dieſes Reſervefonds zu Verbeſſerungen der Bahn, des 
Betriebes, der Verbindungswege und ſo weiter, oder aber zur zinsbaren Anlage 
für unvorhergeſehene Fälle, wird von dem Verwaltungsrathe auf die Vorſchlaͤge 
der Direktion beſchloſſen. Wenn jedoch der Reſervefonds die Höhe von funfzig⸗ 
tauſend Thalern erreicht hat, ſo liegt es in der Befugniß des Verwaltungs⸗ 
rathes, zu beſchließen, daß der dazu beſtimmte Abzug bis zur ferner noͤthig 
werdenden Ergaͤnzung aufhören, oder fo lange fortdauern ſoll, bis der Reſerve⸗ 
fonds die Summe von achtzigtauſend Thalern erreicht haben wuͤrde. 


Ein⸗ 
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Einrichtung der Generalverſammlung. 


i §. 19. In jedem Jahre wird wenigſtens eine Generalverſammlung der 
ſtimmberechtigten Aktionaͤre zu Bonn gehalten. In welchem Monate dieſelbe 
stattfinden ſoll, bleibt ſpaͤteren Beſchluͤſſen der Geſellſchaft vorbehalten. Die 
bauen derſammlung wird vier Wochen voraus von der Direktion oͤffentlich 

erufen. ö 


FC. 20. Stimmberechtigt iſt derjenige Aktionaͤr, welcher wenigſtens fünf 
Aktien beſitzt. 
Sodann berechtigt der Beſitz: 


von fünf bis zehn Aktien zu einer Stimme, 

von eilf bis fuͤnfundzwanzig Aktien zu zwei Stimmen, 

von ſechsundzwanzig bis fuͤnfundfunfzig Aktien zu drei Stimmen, 
von ſechsundfunfzig bis neunundneunzig Aktien zu vier Stimmen, 
von hundert und mehreren Aktien zu fuͤnf Stimmen. 


. $. 21. Das Stimmrecht kann in der Generalverſammlung nur perſoͤn⸗ 
105 ac durch einen ſtimmberechtigten Aktionaͤr als Bevollmächtigten ausgeübt 
erden. 
i Fuͤr Handlungshaͤuſer aber ſind auch Prokuratraͤger, ſelbſt wenn dieſe 
nicht Aktionäre ſind, zur Ausuͤbung des Stimmrechts befugt. TR 
Doch kann ein Bevollmaͤchtigter einſchließlich feiner eigenen Aktien nicht 
mehr als fuͤnfzehn Stimmen vertreten. 


. 22. Zur Ausübung des Stimmrechts iſt erforderlich, daß die Aktio- 
näre ihren Aktienbeſitz ine Wochen vor dem Tage der Generalverſammlung in 
die Regiſter der Geſellſchaft haben einſchreiben laſſen. 

Dieſe Einſchreibung erfolgt zum erſtenmale durch die Unterzeichnung des 
Geſellſchafts vertrages, und pater entweder gegen Vorzeigung der Aktien oder 
eines der Direktion genuͤgenden Zeugniſſes über deren Beſitz, und auf ſchrift⸗ 
liches Erſuchen. 


Be: Ueber die erfolgte Einſchreibung ertheilt die Direktion auf Ver⸗ 
langen Beſcheinigung. 5 


Die Ueberſchreibung der Aktien, die Legitimation und die Annahme der 
Eintrittskarten und Stimmzettel ſoll auch in Koͤln bei einer von der Direktion 
zu bezeichnenden Stelle erfolgen koͤnnen, und zu dem Ende das Aktienregiſter 
der Geſellſchaft doppelt geführt werden. Die Direktion if zwar berechtigt, aber 
Acht verpflichtet, die Nichtigkeit der Uebertraͤge zu prüfen, und übernimmt. keine 
Verbindlichkeit in dieſer Hinſicht. 


„ K. 24. Wenigſtens zwei Tage vor der Generalverſammlung müffen die 
Act ae oder deren Bevollmächtigte fh darüber legitmiren, daß das 1 5 
ond | thum 


| = u = 5 
thum der Aktien noch immer fo befteht, wie es zuletzt in den Buͤchern der Ge⸗ 
ſellſchaft eingeſchrieben war. i 


Dieſe Legitimation geſchieht bei der Direktion entweder durch Vorzeigung 
der Aktien oder auf eine ſonſt ihr genuͤgend ſcheinende Weiſe, wobei zugleich die 
betreffenden Vollmachten hinterlegt werden. 


Es werden dagegen Eintrittskarten und Stimmzettel zur Generalverſamm⸗ 
lung mit Angabe der Zahl der Stimmen, wozu der auf der Karte benannte 
Inßaber als Eigenthuͤmer oder als Bevollmaͤchtigter berechtigt iſt, ertheilt. 


6. 25. Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der Praͤſident 
des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter. 


Derſelbe ſchlaͤgt den Protokollfuͤhrer und zwei Stimmenſammler fuͤr das 
Wahlgeſchaͤft der Verſammlung vor. Das Protokoll wird von dem Vorſitzen⸗ 
den, dem Protokollfuͤhrer, den anweſenden gliedern der Direktion und we⸗ 
nigſtens drei ſonſtigen Aktionaͤren unterſchrieben. 


Wahlen und Beſchluͤſſe. 


F. 26. Alle Wahlen der Generalverſammlung geſchehen durch geheimes 
Skrutinium, mittelſt Abgabe von nicht unterzeichneten Stimmzetteln, auf deren 
Kückſeite die Anzahl der Stimmen notirt und welche unter Vorzeigung der 
Stimmkarten in die Wahlurne gelegt werden. f 


$. 27. Jeder Abſtimmende kann für jeden von ihm vertretenen Aktionaͤr 
einen beſonderen Stimmzettel nebſt dem ſeinigen abgeben. 


$. 28. Die Generalverſammlung waͤhlt unter der Zahl ſaͤmmtlicher Ak⸗ 
tionaͤre: | 
Zuerſt fünf Direktoren, 
ſodann fuͤnf Stellvertreter derſelben, und 
drittens achtzehn Verwaltungsraͤthe. 


Die Wahl der fuͤnf Direktoren und der fuͤnf Stellvertreter findet mit 
abſoluter, jede andere Wahl mit relativer Stimmenmehrheit der Votanten ſtatt. 
Unter den mit gleichen Stimmen Gewaͤhlten entſcheidet das Loos. 

Wer die auf ihn gefallene Wahl nicht anzunehmen erklaͤrt, wird durch 
denjenigen erſetzt, welcher nach ihm die meiſten Stimmen vereinigte, jedoch mit 
Feſthaltung der abſoluten Mehrheit fuͤr die Direktoren und deren Stellvertreter. 


Die Direktoren und ihre Stellvertreter koͤnnen bei der Wahl des Ver⸗ 
waltungsrathes das Stimmrecht nicht ausüben; fie koͤnnen jedoch für den 
Wahlakt die Vollmachten, welche fie etwa beſitzen, übertragen. 


$. 29. Die Wahlen und die mit abſoluter Majoritat zu faſſenden Be⸗ 
ſchluͤſſe der Generalverſammlung find für alle Aktionaͤre ohne Ausnahme ver⸗ 
bindlich. Bei Gleichheit der Stimmen entſcheidet jene des an 
irek⸗ 
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Direktion. 


J. 30. Die Direktion beſteht aus fuͤnf Direktoren und fuͤnf Stell⸗ 
vertretern. 


Jedes Mitglied der Direktion muß wenigſtens zwanzig Aktien beſitzen 
oder erwerben, welche fuͤr die Dauer ſeiner Amtsfuͤhrung deponirt und außer 
Kours geſetzt werden. 


§. 31. Die Stellvertreter fungiren im Falle der Verhinderung oder des 
Ausſcheidens der Direktoren von einer Generalverſammlung zur andern, und 
werden, in ſo weit ſie fungiren, in jeder Hinſicht als Direktoren betrachtet. 


; $. 32. Nach Ablauf der erſten zwei Jahre, als dem zum Bau und zur 
Einrichtung der Bahn N a De Zeitraume, tritt jaͤhrlich mithin 
beim Schluſſe des dritten Jahres zum erften Male), ein Direktor und ein 
Stellvertreter aus. Die Reihenfolge der Ausſcheidenden bezeichnet zum erſten 
ale die Minderzahl der Stimmen, womit ſie gewaͤhlt wurden, und ſpaͤter das 
ienſtalter. 

Dieſelben ſind ſofort wieder waͤhlbar. 


K. 33. Jedes Mitglied der Direktion iſt befugt, feine Stelle niederzu⸗ 
legen, jedoch erſt nach ſechs Wochen vorheriger ſchriftlicher Anzeige dieſes Ent⸗ 
ſchluſſes an die Direktion und den Verwaltungsrath. 


- $. 34. Wenn die Stelle eines Direktors oder Stellvertreters vor dem 
Ablaufe ſeiner Amtsdauer vakant wird, ſo erſetzt die naͤchſte er eg 
dieſe Stelle durch neue Wahl für die noch übrige Dienſtzeit des Ausgeſchiedenen. 


Sollte ſich der Fall ereignen, daß die Zahl der Direktoren und Stell⸗ 
vertreter zuſammengenommen nur fünf betruͤge, fo kann der Verwaltungsrath 
die Zahl der Stellvertreter bis zur naͤchſten Generalverſammlung ergänzen. 


„35. Die Direktion erwählt jährlich aus ihrer Mitte ihren Praͤſiden⸗ 
ten und Vice⸗Praͤſidenten. 


Sie verſammelt ſich wenigſtens ein Mal woͤchentlich, und wird außerdem 
fo oft es die Geſchaͤfte erfordern, vom Präfidenten einberufen. f 


| Sie kann aber felbft gegen deſſen Willen zuſammentreten, wenn drei 
ihrer Mitglieder dies ſchriftlich verlangen und motiviren. 


Volzi, Der Präfident oder zwei Mitglieder können in allen wichtigen Fallen die 
tuoltziehung eines Beſchluſſes ſuspendiren und die Entſcheidung des Verwal⸗ 
ngsraths darüber provoziren. 


| Die Direktion kann auch, wenn Gefahr auf dem Verzug haftet, den 
Verwaltungsrat außerordentlich einberufen. | ' 


Jahrgang 1841. (Nr, 2144.) 6 $. 36. 
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} 36. Die Geſchaͤfte der Direktion werden unter Leitung des Praͤſt⸗ 
denten kollegialiſch verhandelt: die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit ges 
faßt; bei gleichen Stimmen entſcheidet jene des Vorſitzenden. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt die Anweſenheit und die Unterſchrift 
von wenigſtens drei Mitgliedern erforderlich. 

Ueber die jedesmaligen Sitzungen wird ein Protokoll gefuͤhrt, und daſ⸗ 
ſelbe von den Anweſenden unterzeichnet. 


$. 37. Die Ausfertigung wichtiger Urkunden, Vertraͤge und Kaſſen⸗ 
Dispoſitionen wird vom Praͤſidenten und zwei Direktoren unterzeichnet. 


Die uͤbrigen Skripturen, Korreſponden und ſo weiter, nachdem deren 
Gegenſtand im Kollegio berathen worden, kann der Praͤſident oder ein delegirter 
Direktor allein unterzeichnen. 


Funktionen der Direktion. 


F. 38. Die Direktion leitet nach beſter Einſicht alle Geſchaͤfte und An⸗ 
gelegenheiten der Geſellſchaft: ſie vollzieht unter Beobachtung des Statuts alle 
Handlungen, welche ihr zur zweckmaͤßigen Herſtellung und Benutzung der Eifen- 
a überhaupt zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes dienlich und erfor 
derli einen. 5 


Die Direktion beſorgt die Einnahme und Ausgabe, die ordnungsmaͤßige 
W der Geſellſchaftsgelder und die angemeſſene Rentbarmachung der 
Kaſſenbeſtaͤnde, ſo wie des Reſervefonds. a a 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft in ihren Beziehungen nach Außen 
auf das. volftändigfte; namentlich bei allen Verhandlungen mit Staats, ‚Ger 
richts⸗ und Gemeinde⸗Behoͤrden, fo wie bei der Erwerbung oder Veräußerung 
von Immobilien, bei allen gerichtlichen Verhandlungen, bei Loͤſchung von PP 
—— Verzichtleiſtung auf Hypothekenrechte und überhaupt bei Verträgen 
aller Art. f 8 . 


$. 39. Die Direktion bedarf zur Vertretung der Geſellſchaft Feiner 
Spezialvollmacht für die Fälle, wo die Geſetze eine ſolche bei dem gewoͤhnlichen 
Mandatsverhaͤltniſſe vorſchreiben. Zur offiziellen Legitimation der Direktion ge⸗ 
nügt die Bekanntmachung ihrer Ernennung in den F. 60. bezeichneten oͤffent⸗ 
lichen Blaͤttern. f 


$ 40. Die Direktion iſt befugt, ſich einen Subdirektor zuzugeſellen und 
demſelben die Fuͤhrung der laufenden Geſchaͤfte und deren Signatur zu ertheilen. 
Die Direktion iſt auch befugt, einzelne ihrer Mitglieder zur Beſorgung 
beſonderer Funktionen zu delegiren. ; 


F. 41. Es dürfen keine Perſonen für den Dienft der Geſellſchaft auf 
laͤngere Zeit als ſechs Jahre engagirt, noch Penſionen zu Laſten der Geſellſchaft 
bewilligt werden. 1 f 5 

5 i 42. 
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42. Die Auswahl des Perſonals der Beamten der Geſellſchaft, de⸗ 
, Wen und Entlaſſung, ſteht der Direktion zu. 


Ueber die zu kreirenden Stellen, die darauf gc Beſoldung, Kau⸗ 
tion und Dienſt⸗Inſtruktion, hat die Direktion dem Verwaltungsrathe motivirte 
Antraͤge zur Entſcheidung vorzulegen. 


$. 43. Die Direktion iſt außer den bereits genannten Faͤllen auch bei 
Beſchluͤſſen uͤber 


a. die Wahl der Banquierhaͤuſer für die Geldgeſchaͤfte der Geſellſchaft 
ee & fin des Fr e Y 1 W Ae 

ee achttarifs für den Perſonen⸗ und Waarentransport 
d. die Anſtellung des Subdirektors und f f 


e. jene des Bahn⸗Ingenieurs an bia inte Genehmigunge den Ver⸗ 
waltungsrathes gebunden. a gaͤngige Genehmigung 


§. 44. Die Direktion ift gehalten, dem Verwaltungsrathe: 


1) waͤhrend der Bauzeit halbjaͤhrig, und nach vollendeter Bahn jaͤhrlich 
einen Budget⸗Etat uͤber Einnahme und Ausgabe zur Genehmigung und 
Feſtſtellung vorzulegen; 

2) vierteljährig einen ausführlichen Bericht über die Lage und den Fortgang 
des Geſchaͤfts zu erſtatten; 

3) binnen drei Monaten nach Abſchluß jedes Kalender⸗Jahres vollſtaͤndige 
Rechnung zu legen. 


. $. 45. Die Mitglieder der Direktion erhalten außer dem Erſatz fuͤr 
Reiſekoſten oder andere durch ihre Funktionen veranlaßte Ausgaben, eine Ent⸗ 
ſchaͤdigung fuͤr ihre Muͤhewaltung, welche, ſo wie die Norm ihrer Vertheilung, 
von dem Verwaltungsrathe feftgefegt wird, 

Dieſelbe ſoll, ſobald es thunlich iſt, in einer Tantieme am Reinertrag 
beſtehen und alsdann von der Generalverſammlung beſtimmt werden. 


Verwaltungsrath. 
$. 46. Der Verwaltungsrath beſteht aus achtzehn Mitgliedern. 


Jaͤhrlich ſcheidet ein Drittel davon aus und wird durch neue Wahl der 
Generalderſammlung erſetzt. 


Der Austritt wird durch das Dienſtalter, und bei gleichem Alter durch 
das Loos beſtimmt. 


Die Austretenden ſind wieder waͤhlbar. a 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß wenigſtens zehn Aktien be⸗ 
ſitzn oder erwerben, welche während feiner Amtszeit außer Kours geſetzt und 
deponirt werden. sud u 8 
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F. 47. Der Verwaltungsrath waͤhlt aus feiner Mitte einen Präfidenten 
und Vice⸗Praͤſidenten, für die Dauer von einer Generalverſammlung zur andern. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich alle drei Monate in Bonn, auf 
eine vom Vorſitzenden vierzehn Tage vorher an jedes Mitglied zu erlaſſende 
Einladung, und außerdem, wenn der Praͤſident es zur Erledigung der Geſchaͤfte 
für nöthig erachtet, oder wenn es von ſechs Mitgliedern ſchriſtlich verlangt wird, 
oder wenn die Direktion darauf antraͤgt. 


$. 48. Zur Faſſung . gültiger 1 muͤſſen außer dem Praͤſidenten 
wenigſtens acht Mitglieder anweſend ſeyn. ie Geſchaͤfte werden kollegialiſch 
cee und darüber. nach Stimmenmehrheit entſchieden; bei deren Gleichheit 
entſcheidet jene des Vorſitzenden. 


Das Protokoll wird von allen Anweſenden unterſchrieben. Die Aus⸗ 
fertigung der Beſchluͤſſe erfolgt mit drei Unterſchriften, nämlich des Vorſitzenden 
und zweier Raͤthe. 


Bei der Korreſpondenz genügt die Unterſchrift des Praͤſidenten oder des 
Vice⸗Praͤſidenten. 


§. 40. Der Verwaltungsrath vertritt die Geſellſchaft der Direktion ber 
genuͤber und führt die Kontrolle über deren Geſchaͤftsverwaltung, fo wie über 
die Vollziehung des Statuts 


Der Verwaltungsrath beſchließt uͤber die, ſeiner Genehmigung vorbehal⸗ 
tenen Angelegenheiten der Geſellſchaft, über alle Anträge der Direktion, und iſt 
ee auf jedesmaliges Erſuchen derſelben, ſein Gutachten ſchriftlich zu 
ertheilen. 


Der Verwaltungsrath ſtellt die von der Direktion vorzulegenden Ausgabe⸗ 
und Einnahme⸗Etats feſt, vernimmt deren Quartal⸗ und Jahres⸗Bericht, prüft 
die Jahresbilanz und ertheilt daruͤber, nach erlangter Ueberzeugung von deren 
Richtigkeit, Decharge. 


F. 50. Der Verwaltungsrath iſt befugt, von der Direktion alle, das 
Geſchaͤft betreffenden Aufſchluͤſſe zu verlangen, Einſicht aller Bücher, Beſchluͤſſe 
und Skripturen zu nehmen, außergewoͤhnliche Kaſſenreviſionen zu halten, und 
uͤberhaupt alle Maaßregeln zu ergreifen, die ihm zur Kontrolle angemeſſen er⸗ 
ſcheinen, ohne jedoch in den Wirkungskreis der Direktion oder in den Geſchaͤfts⸗ 
gang ſtoͤrend einzugreifen. 


Zur Ausübung dieſer Kontroll⸗Maaßregeln e des Ver⸗ 
waltungsrathes an und fuͤr ſich ermaͤchtigt; andere Mitglieder beduͤrfen aber zu 
derſelben eines Auftrages vom Kollegio. N 


$. 51. Der Verwaltungsrath, ſo wie der Praſident deſſelben, iſt be⸗ 

rechtigt, ohne Mitwirkung der Direktion eine außergewoͤhnliche Generalverſamm⸗ 

lung zu berufen. I 
i 


2 = 
Bei jeder derartigen Einberufung des Verwaltungsrathes e als 


der Generalverſammlung muß die Veranlaſſung dazu ſummariſch angege⸗ 
ben werden. 


Uebrigens bleiben Form und Friſt der Einberufung die gewoͤhnlichen. 


In allen Faͤllen, wo eine Verletzung des Statuts von Seiten der Di⸗ 
rektion zur Kenntniß des Verwaltungsrathes kommt, iſt derſelbe verpflichtet, eine 
außergewoͤhnliche Generalverſammlung zu berufen. 


f $. 52. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten keine Entſchaͤ⸗ 
digung fuͤr ihre Muͤhwaltung, ſelbſtredend aber Erſatz ihrer Auslagen an Reiſe⸗ 
oder andern Koſten. 


. 53. Vor dem Beginn des Bahnbaues wird eine gemeinſchaftliche 
Sitzung der Direktion und des Verwaltungsrathes unter dem Praͤſidio des 
letzteren gehalten, um uͤber den Bau⸗ und Betriebsplan, den Koſten⸗Anſchlag 
und die Art der Ausfuͤhrung das Naͤhere zu verabreden. 


Die Ausfuͤhrung bleibt alsdann Sache der Direktion, welche bei etwa 
eintretenden erheblichen Abweichungen von dem Plane, eine neue gemeinſchaft⸗ 
liche Sitzung beantragen wird. 


Bei dieſen 1500 Berathungen hat jeder Anweſende, ohne 
Unterſchied, zu welchem Kollegio er gehört, eine Stimme, und wird, wie ger 
woͤhnlich, nach Stimmenmehrheit entſchieden. 


Funktionen der Generalverſammlung. 


F. 54. Die regelmäßig alle Jahre zu haltende Generalverſammlung der 
Aktionaͤre hoͤrt den Jahresbericht der Direktion uͤber die Lage und den Gang 
der Angelegenheiten der Geſellſchaft, nimmt Einſicht von der durch den Ver: 
waltungsrath geprüften und dechargirten Jahresbilanz. 


N Die Generalverſammlung ſchreitet zur neuen Wahl der ausgeſchiedenen 
Mitglieder der Direktion und des Verwaltungsrathes. 


$. 55. Die Generalverſammlung beſchließt über die Anträge der Direk⸗ 
tion, des Verwaltungsrathes und einzelner Aktionaͤre. Die von der Direktion 
oder dem Verwaltungsrathe ausgehenden Anträge muͤſſen unter dieſen beiden 
Kollegien wenigſtens acht Tage vor der Generalverſammlung wechſelſeitig mitge⸗ 
theilt worden ſeyn, um auf deren Abſtimmung beſtehen zu koͤnnen. 


Einzelne Aktionaͤre haben nur dann ein Recht, auf Abſtimmung uͤber 

ihre Anträge zu beſtehen, wenn die Generalverſammlung durch Aufſtehen und 

rn > im Allgemeinen entſchieden hat, daß darüber abgeſtimmt wer⸗ 
den : 


(Nr. 213.) F. 56. 
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5 56. Insbeſondere ſind folgende Angelegenheiten der Geſellſchaft an 
die Beſchluͤſſe der Generalverſammlung gebunden: 10 N 


a. Vermehrung des Grundkapitals durch Ausgabe neuer Aktien; 

b. Kreirung von Anleihen, worunter aber die voruͤbergehende Benutzung 
des Kredits bei Banquiers nicht zu begreifen iſt; 

e. Anlage von Zweigbahnen; ER 

d. Betheiligung bei andern Eiſenbahnen oder Vereinigung zu gegenſeiti⸗ 
ger Benutzung; 

e. Abänderung des Statuts; 

f. Auflöfung der Geſellſchaft. 


$. 57. Abaͤnderungen des Statuts muͤſſen bei der Einberufung der 
Generalverſammlung, wenn auch nur im Allgemeinen, zugleich mit angekuͤndigt 
werden, und koͤnnen nur mit einer Majoritaͤt von Dreiviertel der anweſenden 
Stimmen beſchloſſen werden. 


$. 58. Die Auflöfung der Geſellſchaft kann nur in einer für, dieſen 
Zweck beſonders berufenen Generalverſammlung durch eine Majoritaͤt von Drei⸗ 
viertel der anweſenden Stimmen beſchloſſen werden. 

Bei dieſer Generalverſammlung hat jede Aktie eine Stimme. 

Der für die Auflöfung ſprechende Beſchluß wird durch die F. 60. ber 
zeichneten oͤffentlichen Blaͤtter bekannt gemacht und die Aufloͤſung kann erſt drei 
Monate nachher erfolgen. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Schiedsrichter. 


F. 59. Alle Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und Aktionären ſol⸗ 
len durch drei Schiedsrichter entſchieden werden. ae 
ieſelben ſollen, wenn die Partheien ſich nicht über alle drei vereinigen, 
durch das Handelsgericht von Köln ernannt werden, und ihre Entſcheidung bin⸗ 
nen acht Tagen nach dem von ihnen den Partheien zur Verhandlung bezeichne⸗ 
ten Termine abgeben. f 105 


Oeffentliche Bekanntmachungen— 


9.60. Alle im gegenwaͤrtigen Statute vorgeſehenen offentlichen Bekannt⸗ 
machungen, Einberufungen oder Aufforderungen ſind genuͤgend erlaſſen und fuͤr 
alle Aktionaͤre ohne Ausnahme rechts verbindlich, wenn fie: 


1) in einer Kölner, 
2) in einer Aachener, 
3) in einer Frankfurter Zeitung, und 
4ꝓ) in einem Donner öffentlichen Blatte 
erſchienen ſind. 
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Alaubßer den genannten kann die Direktion, ohne dazu verpflichtet zu ſeyn, 
auch andere Blätter zur Veroffentlichung benutzen, je nachdem das Intereſſe 
der Sache dies anraͤthlich macht. im 


Tranſitoriſche Beſtimmungen, 


betreffend die einſtweilige Verwaltung bis zur Ausfertigung der 
Konzeſſions⸗Urkunde, reſpektive der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung 
| | dieſes Statuts. 


D durch die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom lechſten Juli dieſes Jahres das 
eingeleitete Unternehmen der Bonn⸗Koͤlner-Eiſenbahn die Aue Geneh⸗ 
migung mit Verleihung des Expropriationsrechtes erhalten hat, und demnäͤchſt 
die Koͤnigliche Beſtaͤtigung des gegenwaͤrtigen Statuts zu gewaͤrtigen ſteht, fo 
wird hiermit von ſaͤmmtlichen Intereſſenten beſchloſſen: N 


I. Die auf den Grund des vorſtehenden Statuts erfolgenden Wahlen der 
Direktion und des Verwaltungsrathes ſollen nach Allerhoͤchſter Beſtaͤti⸗ 
gung des Statuts bleibende Guͤltigkeit haben, ſo daß es alsdann nicht 
noͤthig iſt, neue Wahlen vorzunehmen. 


II. Bis dahin iſt die Vertretung der Intereſſen ſaͤmmtlicher Theilnehmer 
der beſagten Direktion und dem Verwaltungsrathe als Bevollmaͤchtigten 
a übrigens nach den Normen dieſes Statuts anvertraut und aufge 

agen. BR; | 

Insbeſondere wird die Direktion hiermit ermächtigt, die noch erfor⸗ 
derlichen Verhandlungen mit der Koͤniglichen Staats⸗ egierung und den 
Behörden fortzuſetzen und bis zum Schluſſe zu führen. Das Reſultat 
dieſer Verhandlungen ſoll dem Verwaltungsrathe zur Genehmigung Na⸗ 
mens der Geſellſchaft vorgelegt werden. 


III. Die Direktion uͤbernimmt alle Vorbereitungs⸗Arbeiten, den Kaſſenbeſtand 
und die Skripturen des proviſoriſchen Ausſchuſſes, welcher heute feine 
Funktionen niederlegt, und ertheilt darüber Entlaſtung. 

IV. Da es ſehr wuͤnſchenswerth und vortheilhaft für die Geſellſchaft iſt, daß 

die Grundarbeiten noch vor dem Winter beginnen, ſo wird die Direktion 
ebenfalls ſpeziell ermaͤchtigt: N 


a. Von allen Aktien binnen zwei Monaten zehn Prozent zu erheben; 
welche die Intereſſenten ſich past ver pflichten, ohne fernere Aufs 
forderung an die oͤffentlich n her anzuzeigenden Banquiers zu zahlen. 

b. Alle Vorarbeiten und Einleitungen zum Bau der Bahn zu beſor⸗ 


gen, namentlich einen vorlaͤufigen Vertrag mit einem bewaͤhrten 
(Nr. 2142145.) Bahn⸗ 


en A ee 


Bahn ⸗Ingenieur zu fließen, die Bahnlinie nochmals ganz genau 
abſtecken und nivelliren zu N die betreffenden Eigenthuͤmer zu 
ermitteln, mit ihnen in Unterhandlung zu treten, und die noͤthigen 
Akquiſitionen zu machen, inſoweit dies ohne dermalige Anwendung 
des Sen men geſchehen kann. 

c. Alle damit verbundene Koſten und Ausgaben zu beſtreiten, Vorſchuß 
bei Banquiers auf Rechnung der beſagten zehn Prozent zu nehmen 
und Vertraͤge mit Beamten, jedoch nur bedingungewelſe und auf 
Kuͤndigung, zu ſchließen. b f 


(Nr. 2145.) Minifterial-Erflärung wegen der mit der Königl. Sächſiſchen Regierung getroffe⸗ 
nen Uebereinkunft über den wechſelſeitigen Schutz der Waaren⸗Bezeichnungen. 
Vom 12. Februar 1841. RE: 


G. aa dem $. A. des Koͤniglich Preußiſchen Geſetzes vom A. Juli 1840., 
betreffend den Schutz der Waarenbezeichnungen, ſollen die Beſtimmungen der 
$$. 1. und 2. dieſes Geſetzes auch zu Gunſten der Unterthanen derjenigen frem⸗ 
den Staaten in ee gebracht werden, mit welchen wegen der deshalb 
zu beobachtenden Reziprozit t Uebereinkunft getroffen worden if. Nachdem nun⸗ 
mehr die Koͤniglich Preußiſche und die 1 Saͤchſiſche Regierung unter 
ſich übereingefommen find, gegenſeitig ihre beiderſeitigen Unterthanen in dem ge⸗ 
etzlichen Schutze der Wagrenbezeichnungen einander gleich zu ſtellen und 7 e⸗ 
. ſo wird hierdurch Seitens des unterzeichneten Koͤniglich Preußiſchen 
Miniſteriums der auswaͤrtigen Angelegenheiten noch beſonders und ausdrücklich 
erklaͤrt, daß die Beſtimmungen der 99 1. und 2. des erwaͤhnten Geſetzes vom 
4. Juli 1840. auch zum Schutze der Koͤniglich Saͤchſiſchen Unterthanen in der 
geſammten Koͤniglich 3 Monarchie Anwendung finden ſollen. 
Hieruͤber ift Koͤniglich Preußiſcher Seits die gegenwaͤrtige Miniſterial⸗ 
Eni ausgefertigt, und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 
erlin, den 12. Februar 1841. 


(LS) 
Königlich Preußiſches Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


V. ehende Erklarung wird, nachdem fie gegen eine entſprechende Erklaͤrun 
der Koͤniglich Saͤchſiſchen Regierung ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur oͤf⸗ 
fentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 3. März 1841. 8 


Das Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 
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